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DGB-Forderung CDU SPD FDP Bündnis 90/Die Grünen  Die Linke 

1. 
Einsatz für die Einfüh-
rung eines Mindest-
lohns von 8,50 €; 
zunächst Verabschie-
dung eines Landesmin-
destlohngesetzes   

- keine Forderung nach 
allgemeinem, flächende-
ckenden Mindestlohn 
-Einsatz auf Bundesebene 
für tariflich ausgehandelte, 
marktwirtschaftlich organi-
sierte Lohnuntergrenze 
(12) 
- Kommission der Tarif-
partner legt eine Lohnun-
tergrenze für die Branchen 
fest, in denen keine Tarif-
bindung besteht (12) 

- Einsatz auf Bundesebene 
für flächendeckende, ge-
setzliche Mindestlöhne 
(20) 
- Landesmindestlohnge-
setz: alle Beschäftigten des 
Landes und der Kommunen 
sowie alle Beschäftigten 
von eigenständigen juristi-
schen Personen des öffent-
lichen oder privaten 
Rechts, die im Eigentum 
von Land oder Kommunen 
stehen, erhalten einen 
Mindestlohn von 8,50 Euro 
(19) 

- keine Forderung nach 
Mindestlohn, da dieser die 
Chancen für junge und 
gering qualifizierte Arbeits-
suchende gefährdet (4) 
- „Bürgergeldmodell“ 
vorantreiben (4) 

- Einsatz auf Bundesebene 
für die Einführung eines 
flächendeckenden Min-
destlohns von 8,50 € (44) 
- Landesmindestlohngesetz 
nach Bremer Vorbild: öf-
fentliche und staatlich 
geförderte Arbeitgeber 
müssen mindestens 8,50 
Euro  pro Stunde an ihre 
Beschäftigten zahlen (41) 

- Einsatz auf Bundesebene 
für einen flächendecken-
den Mindestlohn in Höhe 
von 10 Euro (14) 
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DGB-Forderung CDU SPD FDP Bündnis 90/Die Grünen  Die Linke 

2. 
Verpflichtende Tarif-
löhne bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge; 
Verhinderung von 
Lohn- und Sozialdum-
ping durch ein wirksa-
mes Tariftreuegesetz 

- grundsätzliche Stärkung 
der Tarifautonomie und der 
der Tarifbindung in einzel-
nen Branchen (11) 
- bei der Vergabe öffentli-
cher Aufträge soll die Ein-
haltung von Sozial- und 
tariflichen Standards (wie 
z.B. die Tarifbindung oder 
die Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen) stärker 
berücksichtigt werden (12) 

- Vergabe öffentlicher 
Aufträge von Land und 
Kommunen an Regeln von 
„Gute Arbeit“ binden 
(faire Löhne und Arbeits-
bedingungen, gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit, 
Beendigung von Lohndum-
ping durch Leiharbeit, 
stabile statt befristete 
Beschäftigungsverhältnis-
se, Recht auf Weiterbil-
dung, Stärkung von Mitbe-
stimmung) (19/20) 
- Senkung des gesetzlichen 
Auftragswerts von 30.000 
€ auf 10.000 €; Tarifbin-
dung für alle Branchen, in 
denen gesetzliche Mindest-
löhne nach dem Arbeit-
nehmerentsendegesetz 
gelten; Firmen, die unter 
der Entgeltgrenze von 
derzeit 8,50 € entlohnen 
werden vom Vergabever-
fahren ausgeschlossen (20) 

- Keine Erwähnung 
 

- Bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen den 
Einsatz von auskömmli-
cher, sozialversicherungs-
pflichtiger Voll- und Teil-
zeitarbeit stärker berück-
sichtigen und effektive 
Gleichstellungspolitik prak-
tizieren (46) 
- Landesvergabegesetz 
grundsätzlich überarbeiten, 
um Lohndumping zu be-
kämpfen: auf ÖPNV und 
Dienstleistungen auswei-
ten, Schwellenwerte ab-
senken, Rechtsschutz für 
Anbieter verbessern (46) 

- Landesaufträge dürfen 
nur an Firmen vergeben 
werden, die zumindest 
einen Mindestlohn von 
10,00 € zahlen (12) 
- Das Landesvergabegesetz 
ab einem Volumen von 
10.000 Euro anwenden 
(12) 
- Unternehmen, die einen 
öffentlichen Auftrag erhal-
ten, müssen darlegen, wie 
sie die Chancengleichheit 
von Frauen und Männern 
im Beruf fördern. (12) 



4 | DGB-Synopse zur Landtagswahl 2013 in Niedersachsen      Niedersachsen nachhaltig gestalten! Gute Arbeit. Gleiche Chancen. 

 

DGB-Forderung CDU SPD FDP Bündnis 90/Die Grünen  Die Linke 

3. 
Einhaltung von sozialen 
Standards, Tarifverträ-
gen und Leiharbeits-
quoten bei öffentlicher 
Wirtschaftsförderung 

- Dass Branchen, deren 
Tarifbindung gering ist, 
von öffentlicher Förderung 
profitieren, ist nicht akzep-
tabel. Gespräche mit Tarif-
partnern führen mit Ziel 
Maßnahmen zur Stärkung 
der Tarifpartnerschaft zu 
entwickeln (11); 
- bei der Ausgestaltung der 
zukünftigen Wirtschafts-
förderung soll die Einhal-
tung von Sozial- und tarifli-
chen Standards (wie z.B. 
die Tarifbindung oder die 
Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen) stärker 
berücksichtigt werden 
(11/12) 

- Auch bei der Wirtschafts-
förderung gilt der Grund-
satz „Gute Arbeit“ (s.o.); 
es werden nur noch Unter-
nehmen berücksichtigt, die 
diese Kriterien einhalten 
(20) 
- EU-Mittel zur Wirtschafts-
förderung in struktur-
schwachen Gebieten sollen 
für neue sozialversiche-
rungspflichtige Dauerar-
beitsplätze eingesetzt 
werden (20) 

- Keine Erwähnung - öffentliche Förderung in 
allen Bereichen an Einhal-
tung von Sozialstandards 
wie Tarifentlohnung und 
die Bereitstellung von  
Ausbildungsplätzen binden 
(41) 
- Mit dem Green New Deal 
statt alter Wirtschaftsförde-
runge durch eine gezielte 
Förderung von Zukunfts-
branchen (Umwelt, Ener-
gie, Demografie) vorhan-
dene Arbeitsplätze sichern 
und neue schaffen (40) 

- Verbindlicher Kriterienka-
talog als Bedingung für 
den Erhalt von Landesmit-
teln (Mindestlöhne, Tarif-
bindung, betriebliche Mit-
bestimmung) (13) 
-  Insbesondere bei Firmen, 
an denen das Land betei-
ligt ist, z.B. VW, Umwand-
lung von Werkvertrags- 
und Leiharbeitsverträgen in 
unbefristete Arbeitsver-
hältnisse) (13)  
- Öffentliche Wirtschafts-
förderung auf kleine und 
mittlere Unternehmen 
konzentrieren (13) 
- Wirtschaftsfördermittel 
müssen von tarifgerechter 
Arbeitsplatzsicherung ab-
hängig gemacht werden 
und bei Missachtung zu-
rückgezahlt werden (13) 
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4. 
Schaffung eines öffent-
lich geförderten Be-
schäftigungssektors 
mit guten Arbeitsbe-
dingungen, um Lang-
zeitarbeitslose (wieder) 
in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren 

- Prüfung von Perspektiven 
für Langzeitarbeitslose im 
gemeinnützigen Sektor, 
z.B. gemeinnützige, zusätz-
liche, sozialversicherungs-
pflichtige Arbeit in einem 
Modellkommunen-Projekt; 
- Verweis auf Absicht, in 
der Förderperiode 
2014/2020 passgenaue 
Programme zur beruflichen 
Integration und Aktivie-
rung von Langzeitarbeitslo-
sen aufzulegen (11) 

- Modellprojekte des Lan-
des sollen arbeitsmarktfer-
nen Langzeitarbeitslosen 
Beschäftigungschancen in 
einem öffentlich geförder-
ten Sektor des Arbeits-
marktes ermöglichen (20) 

- Keine Erwähnung, ledig-
lich Verweis auf weitere 
Deregulierung auf dem 
Arbeitsmarkt (4) 

- Einsatz für einen öffent-
lich geförderten und regio-
nal gegliederten Beschäfti-
gungssektor mit Mitteln 
der Jobcenter, der EU, des 
Landes und der Unterneh-
men; Aufbau einer unab-
hängigen Beratungsstruk-
tur für Erwerbslose (99) 

-Aufbau eines eigenen 
Öffentlichen Beschäfti-
gungssektors mit Tariflohn 
und Sozialversicherungs-
pflicht, um Langzeitarbeits-
lose wieder in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren 
(11) 
- Gesetz für die Errichtung 
eines öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors (13) 
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DGB-Forderung CDU SPD FDP Bündnis 90/Die Grünen Die Linke 

5. 
Gute Arbeitsbedingun-
gen im Öffentlichen 
Dienst schaffen 
(ausreichende und 
nachhaltige Personal-
ausstattung, mehr Mit-
bestimmung, modernes 
Dienstrecht) 
Wiedereinführung von 
Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld, Zurück-
nahme der Pension mit 
67 

- Bürokratieabbau und 
mehr Service in der öffent-
lichen Verwaltung (53-55) 
- Verbesserung der Verein-
barkeit von Familie und 
Beruf (z.B. durch Teilzeit 
und Heimarbeit) (55) 
- Qualifizierungsoffensive 
für MitarbeiterInnen in der 
öffentlichen Verwaltung 
(55) 
- Wertigkeit der Stellen 
allgemein erhöhen (55) 
- mehr Beschäftigte bei 
mehr Komplexität der 
Aufgaben; Garantie eines 
Einstellungskorridors (55) 
- Erhaltung der Leistungs-
fähigkeit und Gesundheit 
durch berufsbegleitende 
Projekte (55)  
- keine Aussagen zu Pensi-
on mit 67, Weihnachts- 
und Urlaubsgeld 

- Land als Arbeitgeber 
braucht eine bedarfsge-
rechte Personalausstat-
tung, um die Aufgaben 
sachgerecht wahrzuneh-
men und gute Dienstleis-
tungen für die Bürgerinnen 
und Bürger zu erbringen 
(20) 
- Pauschale Stellen- und 
Ausgabenkürzungen sowie 
Verwaltungsreformen ohne 
vernünftige Aufgabenkritik 
führen zu schlechteren 
Dienstleistungen und zur 
Arbeitsverdichtung (20) 
- gute und attraktive Ar-
beitsbedingungen für Be-
schäftigte schaffen, damit 
Land auch vor Hintergrund 
Fachkräftemangels wett-
bewerbsfähig bleibt (20) 
- Veränderungsprozesse 
mit den Beschäftigten, 
nicht gegen sie (21) 
- keine Aussagen zu Pensi-
on mit 67, Weihnachts- 
und Urlaubsgeld 

- Einführung eines Pensi-
onsfonds für die Beamtin-
nen und Beamten nach 
Abbau der Neuverschul-
dung, um die zukünftigen 
Verpflichtungen des Lan-
des heute schon im Budget 
zu berücksichtigen (12) 
- Bürokratieabbau in der 
öffentlichen Verwaltung 
(46) 
- Im Rahmen von Mitarbei-
tergesprächen sollen Ziel-
vereinbarungen getroffen 
und Prämien angeboten 
werden, um eine Effizienz-
steigerung zu bewirken 
(47) 
- Weiterentwicklung der 
Jobbörse (48) 
- keine Aussagen zu Pensi-
on mit 67, Weihnachts- 
und Urlaubsgeld 

- Niedersächsisches Perso-
nalvertretungsgesetz mo-
dernisieren, um die Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten 
der Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes zu 
verbessern (47) 
- anonymisierte Bewerbun-
gen (47) 
- keine Aussagen zu Pensi-
on mit 67, Weihnachts- 
und Urlaubsgeld 

- Spürbarer Ausbau der 
Stellen im Öffentlichen 
Dienst (11) 
- Neueinstellungen vor 
allem in den Bereichen 
Bildung, Soziales und Kul-
tur; Unbefristete Übernah-
me von Auszubildenden 
nach bestandener Prüfung 
als Regelfall (13) 
- Land als Vorbild für Ar-
beitszeitverkürzung: zu-
nächst 35-Stunden-Woche 
bei vollem Lohn- und Per-
sonalausgleich; perspekti-
visch 30-Stunden-Woche  
(12) 
- Wiedereinführung von 
Urlaubs- und Weihnachts-
geld (8) 
- Nein zur Rente mit 67 – 
auch im öffentlichen Dienst 
(22) 
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DGB-Forderung CDU SPD FDP Bündnis 90/Die Grünen Die Linke 

6. 
Steuerpolitik muss 
öffentliche Einnahmen 
stärken und Wohlstand 
umverteilen; 
höhere Besteuerung 
von Unternehmensge-
winnen, hohen Ein-
kommen, großen Ver-
mögen und Erbschaf-
ten; Finanztransakti-
onssteuer; 
 
Ablehnung Schulden-
bremse 

- Durch Ausgabendisziplin, 
Aufgabenkritik und eine 
konsequente Fortsetzung 
wachstumsorientierter 
Wirtschaftspolitik sind die 
Einnahmen und Ausgaben 
des Landes ins Gleichge-
wicht zu bringen (4) 
- Ziel ist es, einen Haushalt 
ohne neue Schulden durch 
klare landesverfassungs-
rechtliche Regeln bereits 
ab 2017 zu erreichen (4) 
- Alle neuen Ausgaben 
stehen unter Vorbehalt (4) 
- Senkung der Rentenversi-
cherungsbeiträge; Rückfüh-
rung der überdurchschnitt-
lichen steuerlichen Belas-
tung mittlerer Einkommen 
(sog. Kalte Progression) (5) 

- Einsatz für mehr Steuer-
gerechtigkeit auf Bundes-
ebene; Erhöhung des indi-
viduellen Spitzensteuersat-
zes; Rücknahme von Steu-
ervergünstigungen für 
Konzerne, Erben und Hote-
liers; Erbschaftssteuer für 
große Vermögen (5) 
- parteiübergreifende Kon-
senssuche und konkrete 
Verabredungen zur Umset-
zung der Schuldenbremse 
(5) 
- Verantwortungsvolle 
Planung der Schulden-
bremse: Analyse Haus-
haltslage; Prioritäten bei 
Ausgaben; bedarfsgerechte 
Ausstattung Finanzverwal-
tung (45) 
- Initiative zur Einführung 
einer Vermögenssteuer und 
Erhöhung des Spitzensteu-
ersatzes (45) 

- Verankerung der Schul-
denbremse in der Landes-
verfassung sowie Einsatz 
auf Bundesebene für au-
tomatische Sanktionen 
gegen Schuldenländer (12) 
- Verzicht auf Neuverschul-
dung bis 2016, danach 
Schuldenabbau von 350 
Mio. € jährlich (12) 
- Überprüfung und Redu-
zierung öffentlicher Ausga-
ben (12) 
 

- Einnahmen sichern, Steu-
erbetrug bekämpfen: stär-
kerer Beitrag leistungsstar-
ker Haushalte und Unter-
nehmen: mehr Steuerprüfer 
einsetzen, höhere Besteue-
rung von Vermögen und 
Erbschaften, höherer Spit-
zensteuersatz bei Einkom-
men, Abschaffung Ehegat-
ten-Splitting; Abbau von 
unbegründeten Vergünsti-
gungen und Einführung 
ökologisch steuernder 
Gebühren (169-171) 
- Umsetzung der Schul-
denbremse und damit 
Schluss mit immer neuen 
Schulden zu Lasten künfti-
ger Generationen und der 
langfristigen Handlungsfä-
higkeit des Landes (166) 
- Strikte Überprüfung aller 
Landesausgaben auf ihre 
Erforderlichkeit; Einsparun-
gen bei nicht notwendigen 
und ökologisch schädlichen 
Ausgaben; (166) 

- Direkte Bezugnahme auf 
die DGB-Forderungen (33) 
- Bundesratsinitiativen zur 
Wiedererhebung der Ver-
mögenssteuer, der Einfüh-
rung einer Börsenumsatz-
steuer und zur Erhebung 
erhöhter Großerben- und 
Körperschaftssteuern, 
Einführung Waffenbesitz-
steuer (33) 
- Ausbau der Steuerverwal-
tung (33) 
- Ablehnung der Aufnahme 
des Kreditverbots (Schul-
denbremse) in die Landes-
verfassung; Normenkon-
trollklage vor dem BVerfG 
gegen das Kreditverbot der 
Länder (33) 



8 | DGB-Synopse zur Landtagswahl 2013 in Niedersachsen      Niedersachsen nachhaltig gestalten! Gute Arbeit. Gleiche Chancen. 

 

DGB-Forderung CDU SPD FDP Bündnis 90/Die Grünen  Die Linke 

7. 
Vorreiterrolle Nieder-
sachsens bei der Förde-
rung Erneuerbarer 
Energien; Aufbau de-
zentraler Strukturen; 
ergebnisoffene Suche 
nach einem Atom-
Endlager 

- Endenergieverbrauch in 
Niedersachsen bis zum 
Jahr 2020 zu mindestens 
25 Prozent durch erneuer-
bare Energien decken (17) 
- Repowering von Wind-
energieanlagen; Auf- und 
Ausbau der Offshore-
Windenergie (19f.) 
- Unterstützung der For-
schung und Entwicklung 
im Bioenergie-Sektor (20) 
- Ausbau der Strom-
Übertragungsnetze (23) 
- Ergebnisoffene bundes-
weite Suche nach alterna-
tiven Endlageroptionen in 
geeigneten geologischen 
Formationen (23) 
- Schnellstmögliche Räu-
mung der Asse; Bundesamt 
für Strahlenschutz als jetzi-
ge Betreiber der Anlage 
muss so schnell wie mög-
lich ein Rückholungskon-
zept mit konkreter Zeitpla-
nung vorlegen (23) 

- „Bündnis für Energie“ 
mit Sozialpartnern (Ge-
werkschaften, Arbeitge-
ber), Energie-, Landwirt-
schafts- und Umweltver-
bänden, Kommunen und 
Energieversorgern schaf-
fen, um einen möglichst 
breiten Konsens für die 
erforderlichen Projekte der 
Energiewende zu erzielen 
(57) 
- Gemeinsam mit Kommu-
nen, Energiewirtschaft und 
Fachverbänden erarbeitete 
Gesamtstrategie für die 
Energiewende in Nieder-
sachsen vorlegen, die ver-
bindliche Ziele und konkre-
ten Maßnahmen bis 2020 
sowie eine Zielplanung bis 
ins Jahr 2050 enthält (57) 
- Stufenplan zur Sanierung 
landeseigener Gebäude 
(58) 
- „Repowering“ bestehen-
der Onshore-Windanlagen 
sowie Ausbau der Offsho-

- Bezahlbarkeit und Ver-
sorgungssicherheit dürfen 
nicht vernachlässigt wer-
den; grundsätzliche Tech-
nologieoffenheit und Ver-
meidung von Förderung 
ineffizienter Lösungen (14) 
- Mix aus regenerativen 
und konventionellen Ener-
gieträgern; weitere Erfor-
schung von Speichertech-
nologien; Errichtung mo-
derner, konventioneller 
Kraftwerke (14) 
- Ausbau der Netzinfra-
struktur; regional geprägte 
Energiegewinnungskon-
zepte und regionale Betei-
ligungsmodelle / Genos-
senschaften (15) 
- Überarbeitung derzeitiger 
Instrumente zur Förderung 
Erneuerbarer Energien hin 
zu mehr Marktwirtschaft, 
Effizienz- und Kostenorien-
tierung; Erstellung von 
Langzeitstudien über deren 
Auswirkungen (16) 

- Durch verstärkte Förde-
rung von Energieeinspar-
Maßnahmen (54) und den 
beschleunigten Ausbau der 
regenerativen Energieer-
zeugung bis 2020 mehr 
Strom aus Erneuerbaren 
Energien erzeugen, als 
Strom insgesamt in Nieder-
sachsen verbraucht wird 
(52) 
- Mehr Re-Power für die 
Windenergie; mehr Onsho-
re- und Offshore-
Windkraftanlagen (56) 
- Ausbau von Sonnener-
nergie (57) 
- Bioenergie richtig ma-
chen; Vermaisung stoppen 
(58) 
- Intelligente Netze und 
Speicher (59) 
- Schnellstmögliche Rück-
holung des Atommülls in 
der Asse (62) 
- Endlagerprojekt Gorleben 
so schnell wie möglich 
beenden (63)  

- Intensive Förderung und 
soziale Ausgestaltung der 
dezentralen Energiewende, 
um große Stromtrassen zu 
reduzieren (65f.) 
- Gute Arbeit und gute 
Energie gehören zusam-
men; volle Einhaltung 
gewerkschaftlicher Rechte 
und Tariftreue bei den 
Energiefirmen – andern-
falls sind sie von öffentli-
chen Aufträgen auszu-
schließen (65) 
- Ein Repowering-Gesetz 
muss die Nutzung von 
Onshore-Windkraftanlagen 
erleichtern; vorrangige 
Nutzung gegenüber Offs-
hore-Parks (66) 
- Bundesratsinitiative zur 
Erhaltung der Solar-
Förderung im EEG (66) 
- Stromversorgungsnetze 
gehören in öffentliche 
Kontrolle, am besten in die 
Hand kommunaler Versor-
gungsverbände (65) 
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re-Windkraft (61) 
- Ergebnisoffene und bun-
desweite Suche nach ge-
eigneten atomaren Endla-
gerstandorten; sofortiger 
Bau- und Erkundungsstopp 
in Gorleben (60) 
- Asse unter der Nutzung 
des Bundesamtes für 
Strahlenschutz schnellst-
möglich sichern und von 
Atomabfällen befreien (60) 
- Neubewertung der Einla-
gerungssituation von 
Schacht Konrad , Ziel der 
sicheren Rückholbarkeit 
der eingelagerten Stoffe 
(60) 

- Repowering älterer 
Windkraftanlagen, wo dies 
möglich ist; forcierter Aus-
bau der Windenergie auf 
See (16) 
- Ergebnisoffene, bundes-
weite Suche nach einem 
Lager für hochradioaktive 
Abfälle unter Einbeziehung 
von Gorleben (19) 
- Die Rückholung der in 
Asse II gelagerten Abfälle 
nicht von finanziellen Er-
wägungen abhängig ma-
chen (19) 
 

- Völliger Neustart bei der 
Endlagersuche; keine neu-
en Fakten im Schacht Kon-
rad schaffen (64) 
- Sicherheitstechnische 
Nachrüstung der verblie-
benen Atomkraftwerke und 
-anlagen; schnelleres Ab-
schalten (52) 

- Aufgabe des geologisch 
untauglichen Endlagers 
Gorleben; Endlager Konrad 
darf nicht in Betrieb gehen 
(63) 
- Der radioaktive Müll in 
der Asse muss unverzüglich 
und vollständig zurückge-
holt werden (63) 
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8. 
Männer und Frauen 
wollen eine geschlech-
tergerechte Arbeits-
welt und eine gute 
Vereinbarkeit von Be-
ruf und Privatleben; 
Einsatz für ein Gleich-
stellungsgesetz in der 
Privatwirtschaft und 
die Einführung von 
Frauenquoten in Füh-
rungspositionen 

- Beteiligung von Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt 
erhöhen , u.a. durch flexib-
le Arbeitszeitmodelle oder 
Ausbau von Kinderbetreu-
ung (63) 
- Aktionsplan „Familien-
freundliche Unternehmen“ 
(66) 
- Aufstiegschancen von 
Frauen verbessern; Frauen-
anteil der vom Land beein-
flussbaren Positionen in 
den Aufsichtsräten der 
Unternehmen, bei denen 
das Land Anteilseigner ist, 
stufenweise auf 40 Prozent 
erhöhen; mittelfristig wird 
eine paritätische Besetzung 
der genannten Aufsichtsrä-
te mit Frauen und Männern 
angestrebt (63) 

- Chancengleichheit für 
Frauen und Männer auf 
dem Arbeitsmarkt; gleiche 
Bezahlung für gleichwerti-
ge Arbeit (31) 
- bessere Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf, z. B. 
durch einen Rechtsan-
spruch auf 
Pflegezeiten und Aus-
gleichszahlungen (32) 
- Modernisierung des Nie-
dersächsischen Gleichbe-
rechtigungsgesetzes; Gel-
tungsbereich erweitern 
(32) 
- Gezielte Förderung von 
Mädchen für zukunfts-
trächtige Berufe (32) 
- Führungspositionen in 
Unternehmen und Verwal-
tung zu gleichen Teilen für 
Frauen und Männer (32) 
- Paritätische Besetzung 
der Minister- und Staats-
sekretärInnen-Positionen 
(32) 
- Führungspositionen in der 

- Keine Erwähnung geson-
derter Maßnahmen zur 
Frauenförderung oder zu 
Quotierungsmechanismen 
- Verweis auf eine Politik 
der fairen Chancen für 
beide Geschlechter sowie 
eine moderne Frauen- und 
Familienpolitik, die sich 
nicht mehr ausschließlich 
um Frauen kümmert, son-
dern auch Männer aktiv 
mit einbezieht (34) 
 

- bessere Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie durch 
verlässliche Betreuungsinf-
rastruktur; familiengerech-
te und flexible Arbeitszeit-
modelle (111-113) 
- Gleicher Lohn für gleich-
wertige Arbeit von Frauen 
und Männern (128) 
- Parlamentarische Initiati-
ve zur paritätischen Beset-
zung aller Listen für kom-
munale Vertretungen und 
den Landtag (129) 
- Quote der weiblichen 
Führungskräfte im öffentli-
chen Dienst erhöhen; in 
landeseigenen Unterneh-
men die Aufsichts- und 
Verwaltungsräte schritt-
weise paritätisch besetzen 
(129) 
- Bundesratsinitiative 
Gleichstellungsgesetz für 
die Privatwirtschaft und 
schrittweise Einführung 
einer Frauenquote von 50 
Prozent für Aufsichtsräte 

- Überarbeitung des nie-
ders. Gleichstellungsgeset-
zes – es muss dabei blei-
ben, dass Frauen bei glei-
cher Eignung bevorzugt 
werden (25) 
- Wiedereinrichtung des 
Frauenministeriums (26) 
- Änderung des Vergabe-
rechts (s.o.) 
- Bundesratsinitiative für 
ein Gleichstellungsgesetz 
in der Privatwirtschaft, da 
Selbstverpflichtungen keine 
nennenswerten Verände-
rungen gebracht haben 
(26) 
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Landesverwaltung sowie 
Aufsichtsratsmandate in 
Unternehmen mit Landes-
beteiligungen vorbildhaft 
geschlechtergerecht beset-
zen (32) 

und Vorstände von bör-
sennotierten Unternehmen 
(129) 
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9. 
Innere Sicherheit muss 
Priorität in Niedersach-
sen haben; 
gute Jugend-, Bildungs-
, Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik als Basis; 
neben der Polizei sind 
insbesondere Kommu-
nen für das Sicher-
heitsgefühl der Bürge-
rInnen verantwortlich; 
Stärkung der Netzwer-
ke aus Verbänden, Ver-
einen und Verwaltung 
zur verbesserten Krimi-
nalprävention 

- Intensive Präventionsar-
beit (48) 
- Bündelung von Fachkom-
petenz in der Polizei (49) 
- Gezielte Nachwuchswer-
bung und vielfältige Quali-
fikationsmöglichkeiten; 
Stellenhebungsprogramm 
wird konsequent fortge-
führt (49) 
- Intensivierung der „Inno-
vationsoffensive Polizei 
2015“ (50) 

- Selbständigkeit der Poli-
zei vor Ort stärken, um 
Kriminalität bürgernah und 
lokal angepasst zu be-
kämpfen (48) 
- Entwicklungschancen im 
Polizeidienst gerechter 
gestalten und Aufstiegs-
chancen verbessern; dazu 
gehört die Rücknahme des 
sogenannten „A 11-
Erlasses“ (48) 
- mit Gewerkschaften und 
Berufsvertretungen ano-
nymisierte Kennzeich-
nungspflicht Polizeibeam-
ter prüfen (48) 
- Fortentwicklung der Poli-
zei zu Bürgerpolizei (48) 

- Stärkung und Unterstüt-
zung örtlicher Kriminalprä-
ventionsräte sowie des 
Landespräventionsrates 
(43) 
- Kooperation von Justiz, 
Polizei, Sozial- und Ju-
gendämtern sowie Schulen 
(43) 
- Verstärkte Aufnahme von 
Bewerbern mit Migrations-
hintergrund in den Polizei- 
und Justizdienst (43) 
- Ablehnung von Vorrats-
datenspeicherung und 
Bürgerstreifen (43) 
- Personelle Stärkung der 
Strafverfolgungsbehörden, 
insbesondere der Staats-
anwaltschaften (44) 

- Einsatz für eine ausrei-
chende finanzielle Ausstat-
tung der Justiz, damit sie 
ihre Aufgaben unabhängig 
und bürgernah wahrneh-
men kann (143) 
- mehr Frauen und Migran-
tInnen in den Polizeidienst 
(147) 
- Polizeigesetz reformieren: 
u.a. Kennzeichnungs-
pflicht, unabhängige Be-
schwerdestelle einrichten 
(147/148) 

- Kennzeichnungspflicht für 
beamtInnen (46) 
- Stellenerhebungspro-
gramm bei der Polizei und 
verdoppelung der Er-
schwerniszulage; Anhe-
bung von 1500 Stellen von 
A9 auf A10 (46) 
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10. 
Ausbau und Verbesse-
rung der Betreuung in 
Krippen und Kitas; Ab-
schaffung der Kita-
Gebühren 

- Bis zum Sommer 2013 
sollen mit Mitteln des 
Bundes und des Landes 
rund 40.000 neue Betreu-
ungsplätze in Krippen und 
der Tagespflege gefördert 
werden. (34) 
- Bis 2014 wird ein Versor-
gungsgrad von durch-
schnittlich 40 Prozent 
angestrebt (34) 
- Verdreifachung der Zahl 
der Betriebskindergärten 
(34) 
- Rahmenbedingungen im 
Kitabereich weiter verbes-
sern, Weiterbildung profes-
sionalisieren, Werbung für 
Beruf ErzieherIn (35/36) 
- keine Aussage zu Gebüh-
ren 

- Ausbau von Krippen am 
tatsächlichen Bedarf orien-
tieren (9) 
- Konzept zur Aus- und 
Weiterbildung von Erziehe-
rinnen und Erziehern vorle-
gen (9) 
- Personalschlüssel in Krip-
pen verbessern: max. 5 
Kinder pro ErzieherIn (9) 
- Kita-Gruppengrößen für 
Kinder von drei bis sechs 
Jahren reduzieren (9) 
- Zusammenarbeit zwi-
schen Kita und Grundschu-
le stärken (10) 
- Inklusion auch in früh-
kindlicher Bildung umset-
zen (10) 
- keine Aussage zu Gebüh-
ren 

- Bundesmittel für Betreu-
ungsgeld für Ausbau von 
Krippen und Betreuungs-
plätzen heranziehen (26) 
- Intensivierung des Aus-
baus von Bildungs- und 
Betreuungsplätzen für 
Kinder unter drei Jahren ; 
Ausbau Tagespfle-
ge/Tagesmütter (26) 
- Bereitstellung zusätzlicher 
Investitionsmittel, bis Be-
darf an Betreuungsplätzen 
für Kinder unter drei Jahren 
gedeckt (26) 
- Gleichstellung von Be-
triebskindergärten und 
privaten Trägern mit öf-
fentlichen und freien Trä-
gern bei der Investitions- 
und Betriebskostenförde-
rung (26) 
- Langfristig beitragsfreie 
Bereitstellung des Kinder-
garten-Besuchs (27) 
- Qualität der Betreuung 
verbessern; Erzieherausbil-
dung verbessern (27) 

- Qualitativer und quantita-
tiver Ausbau von Krippen-, 
Kindergarten- und Hort-
plätzen (11) 
- Bessere Ausbildung, 
Fortbildung, Arbeitsbedin-
gungen für ErzieherInnen 
(11) 
- Personalschlüssel dahin-
gehend ändern, dass für 
fünf Kinder einE ErzieherIn 
zur Verfügung steht (12) 
- keine Aussage zu Gebüh-
ren 

- Sofortige Einlösung des 
Rechtsanspruchs auf einen 
Krippenplatz (36) 
- Ausbau der Ganztags-
betreuung in Krippen und 
Kindergärten (36) 
- Förderung des Ausbaus 
inklusiver Kitas (36) 
- Beitragsfreiheit für alle 
Krippen und Kindergärten 
sowie ein gemeinsames, 
kostenfreies und gesundes 
Mittagsessen (36) 
- Kita-Gruppengrößen: 
Maximal vier Kinder im 
Alter bis drei Jahre pro 
ErzieherIn; maximal acht 
Kinder im Alter bis sechs 
Jahre pro ErzieherIn (37) 
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11. 
Gemeinsames Lernen 
für alle bis Klasse 10; 
Gesamtschulen müssen 
ohne Wenn und Aber 
zugelassen werden; 
Ganztagsschulen aus-
bauen und mit dem 
erforderlichen Fachper-
sonal ausstatten 

- Gymnasien nicht schwä-
chen, Gesamtschulen als 
Ergänzung des Angebots 
(34) 
- Bis 2020 möglichst alle 
Schulformen in Nieder-
sachsen freiwillig zu teilge-
bundenen Ganztagsschu-
len ausbauen (36) 

- Errichtung von Gesamt-
schulen am Elternwillen 
ausrichten (8) 
- Benachteiligung von 
Integrierten Gesamtschulen 
rückgängig machen (11) 
- Abitur nach neun Jahren 
an Gesamtschulen wieder 
einführen (11) 
- Fünfzügigkeit als Voraus-
setzung für Gesamtschulen 
abschaffen; stattdessen 
Vier-, in Ausnahmefällen 
auch Dreizügigkeit zulas-
sen (11) 
- kooperativen Gesamt-
schulen die Möglichkeit zur 
Weiterentwicklung und zur 
schulzweigübergreifenden 
Arbeit geben (11) 
- Möglichkeit des Abiturs 
nach acht Jahren an Gym-
nasien bleibt bestehen (11) 
- Alle Integrierten Gesamt-
schulen und vorrangig 
auch die Grundschulen zu 
echten, gebundenen Ganz-
tagsschulen ausbauen (11) 

- Einsatz für den Erhalt der 
Gymnasien; Eltern und 
Schüler entscheiden auf 
der Grundlage eines fairen 
Wettbewerbs zwischen den 
Schulformen, welches die 
richtige Schule für sie ist 
(23)  
- Ausbau der Ganztags-
schulen soll mit Nachdruck 
vorangebracht werden; die 
notwendigen finanziellen 
und personellen Mittel 
sollen bereitgestellt wer-
den (23)  
- Wenn Eltern, SchülerIn-
nen sowie Lehrkräfte dies 
wollen, dann soll die Ein-
führung einer gebundenen 
Ganztagsschule möglich 
sein (24) 
- Wahlmöglichkeit zwi-
schen Ganztagsschule und 
beitragspflichtiger Hort-
betreuung (24) 

- Qualitativ hochwertige 
Ganztagsschulen für alle 
und längeres gemeinsames 
Lernen (18) 
- Alternativen zum Turbo-
Abitur schaffen (22) 
-- Hürden für die Gründung 
von Gesamtschulen ab-
bauen; Elternwillen ernst 
nehmen und unterstützen 
(20) 

- Perspektive ist die IGS für 
alle Kinder mindestens bis 
Klasse 10; wenn es vor Ort 
gewollt ist, kann die IGS 
alle anderen Schulformen 
ersetzen (38) 
- Das Abitur nach 13 Jah-
ren muss an Gymnasien 
und Gesamtschulen wieder 
gelten (38) 
- Alle Schulen werden zu 
gebundenen Ganztags-
schulen mit verpflichten-
dem Angebot und vollwer-
tigem, kostenlosen Mittag-
essen (38) 
- Weg mit dem Zentralabi-
tur (38) 
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12. 
Übergang zwischen 
Schule und Beruf muss 
reformiert werden; 
Ausbildungsgarantie 
für alle jungen Men-
schen 

- Vorrang der dualen Aus-
bildung vor Warteschleifen 
(40) 
- Sicherstellen, dass be-
triebs- bzw. wohnortnaher 
Unterricht auch bei einer 
geringeren Zahl von Aus-
zubildenden stattfinden 
kann (40) 
- keine Aussage zu Ausbil-
dungsgarantie 

- Bekenntnis zum Prinzip 
der dualen Berufsausbil-
dung (14) 
- Ausbildungsgarantie für 
alle; regionales Über-
gangsmanagement entwi-
ckeln (14) 
- Spätestens ab Klasse 8 
intensivere Berufsorientie-
rung an allen Schulformen 
(14) 
- flächendeckende Ange-
bote zur Unterstützung 
benachteiligter Jugendli-
cher (14) 
- Schulabgänger ohne 
Lehrstelle Möglichkeit 
bieten, in einer Berufsfach-
schule ein erstes Ausbil-
dungsjahr zu absolvieren; 
anschließend in Absprache 
mit Ausbildungsbetrieben 
direkter Einstieg in zweites 
Lehrjahr(14) 
- schulgeldfreie Erstausbil-
dung wird angestrebt (14) 

- Die Organisation der 
Berufsausbildung in Form 
eines Baukastensystems 
soll es ermöglichen, dass 
auch kleinere Unterneh-
men Berufsausbildung 
anbieten. Darüber hinaus 
können auch weniger 
leistungsstarke Jugendliche 
durch das Baukastensys-
tem berufliche Qualifizie-
rung erwerben (25) 
- So weit wie möglich soll 
eine ausbildungsnahe 
Beschulung gewährleistet 
werden, um auch Ausbil-
dungsplätze in kleineren 
Betrieben zu erhalten (25) 
- keine Aussage zu Ausbil-
dungsgarantie 

- duale Berufsausbildung 
stärken (29) 
- mehr Unterstützung beim 
Übergang von der Schule 
in die duale Ausbildung 
statt teurer Warteschleifen 
(29) 
- Übergangssysteme in 
Anlehnung an das „Ham-
burger Modell“ ab- und 
umbauen (30) 
- Qualität der beruflichen 
Bildung trotz demografi-
schen Wandels erhalten 
(29) 

- Per Gesetz werden alle 
Betriebe mit mehr als zehn 
Beschäftigten verpflichtet, 
Ausbildungsplätze zur 
Verfügung zu stellen (40) 
- Unternehmen, die nicht 
ausbilden, sollen eine 
Ausbildungsabgabe zah-
len, mit der ausbildungs-
willige Kleinbetriebe geför-
dert werden (40) 
- Bundesratsinitiative zur 
Gewährleistung einer 
Übernahme in ein unbefris-
tetes Arbeitsverhältnis bei 
erfolgreich abgeschlosse-
ner Berufsausbildung (40)-- 
- wer keinen Ausbildungs-
platz bekommt, erhält ein 
Angebot für eine vollzeit-
schulische oder außerbe-
triebliche Ausbildung (40) 
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13. 
- Schulgeld in der Al-
tenpflegeausbildung 
durch eine Umlagefi-
nanzierung ersetzen; 
- Studiengebühren ab-
schaffen; 
- Öffnung von Hoch-
schulen für Studierende 
ohne klassischen Hoch-
schulzugang nachhaltig 
fördern 

- Einsatz auf Bundesebene 
für die Vereinheitlichung 
und Zusammenführung der 
Ausbildung in der Alten- 
und Krankenpflege; Fort-
setzung der höheren 
Schulgeldförderung für alle 
Altenpflegeschüler (67/68) 
- Sozialverträgliche Stu-
dienbeiträge auf heutigem 
Niveau erhalten; Verstär-
kung studentischer Mitbe-
stimmung bei der Verwen-
dung der Gelder (46) 
- Attraktivitätssteigerung 
bei Studiendarlehen sowie 
Ausbau des staatlichen 
und privaten Stipendien-
wesens (46/47)  
- Hochschulen sollen das 
Konzept der Offenen Hoch-
schule weiterentwickeln 
und sich noch stärker für 
entsprechend Qualifizierte 
öffnen (43) 

- Altenpflegeausbildung 
durch Umlagen zwischen 
ausbildenden und nicht 
ausbildenden Einrichtun-
gen mitfinanzieren; Grund-
ausbildung in der Alten-, 
Kranken- und Gesund-
heitspflege zusammenfüh-
ren; Schulgeldfreiheit für 
die Schüler der Altenpflege 
gesetzlich absichern (40) 
- Studiengebühren spätes-
tens 2014/2015 abschaf-
fen, damit kein junger 
Mensch aus finanziellen 
Gründen vom Studium 
ausgeschlossen bleibt; 
finanzieller Ausfall für die 
Hochschulen wird zweck-
gebunden zur Verbesse-
rung der Lehre ausgegli-
chen (12) 
- Hochschulen stärker für 
beruflich Qualifizierte und 
für Weiterbildung öffnen 
(12) 

- Keine Erwähnung der 
Altenpflegeausbildung  
- Studiengebühren dyna-
misch weiterentwickeln; 
jede Hochschule soll indi-
viduell und eigenständig je 
nach Studienfach bis zu 
einer bestimmten Höchst-
grenze entscheiden; Hoch-
schulen entscheiden ge-
meinsam mit den Studie-
renden über die Verwen-
dung der Studienbeiträge; 
Hochschulen sollen die 
Verwendung der Studien-
beiträge transparent dar-
stellen (30) 
- Offene Hochschule soll 
niedersachsenweit ausge-
baut und angeboten wer-
den (25) 

- Ausbildungsplatz-Umlage 
für die Altenpflegeausbil-
dung (122) 
- Studiengebühren ab-
schaffen; Studienfinanzie-
rung reformieren (31) 
- Offene Hochschule um-
setzen: mehr Menschen 
mit Fachschulabschlüssen 
oder Abschlüssen aus dem 
dualen System ohne Abitur 
an die Hochschulen; Unter-
stützungsangebote sollen 
in enger Kooperation zwi-
schen den Hochschulen 
und den Einrichtungen für 
Erwachsenenbildung ent-
wickelt werden (33) 

- Ausbildungsniveau Al-
tenpflege auf Niveau Kran-
kenpflege anheben; um 
Bedarf an Pflegefachkräf-
ten zu decken, Anzahl der 
Ausbildungsplätze erhöhen 
(17) 
- Abschaffung aller Stu-
diengebühren, auch Ver-
waltungskosten- und 
Langzeitstudiengebühren, 
spätestens zum Sommer-
semester 2013 (41) 
- Verbreiterung des Hoch-
schulzugangs; besonderen 
Bedürfnissen der Studienin-
teressierten mit beruflicher 
Ausbildung z.B. durch 
Brückenkurse Rechnung 
tragen (41) 
- Verbesserung Durchläs-
sigkeit berufliche und aka-
demische Ausbildung 
durch Anrechnungsmecha-
nismen, spezielle Studien-
finanzierung und Vorberei-
tungs- und Einstiegspro-
gramme (36) 
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